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Allgemeine Geschäftsbedingungen (Holding-AGB) der Tauber-Solar Gruppe 
Gültig ab Juni 2026 

 

1. Allgemeiner Teil 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen („AGB“) gelten für sämtliche Verträge, die zwischen den 
Gesellschaften der Tauber-Solar Gruppe (nachfolgend gemeinsam „Auftragnehmer“) und 
Unternehmern im Sinne des § 14 BGB, juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtlichen Sondervermögen (nachfolgend „Kunde“) geschlossen werden. Eine Verwendung gegenüber 
Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB ist ausgeschlossen  

(2) Die AGB finden Anwendung auf alle Geschäftsbeziehungen und Vertragsarten der Gesellschaften der 
Tauber-Solar Gruppe, insbesondere auf Verträge über den Verkauf, die Lieferung, Werklieferung und 
Montage von Photovoltaikanlagen nebst Zubehör, Batteriespeichersystemen (BESS), Ladeinfrastruktur, 
Wärmepumpen, Klimageräten sowie sonstigen Produkten, Komponenten, Ersatz- und Zubehörteilen aus 
dem Bereich der erneuerbaren Energien und der Gebäudetechnik („Produkte“), unabhängig davon, ob 
sie mit Montage- oder Installationsleistungen verbunden sind oder nicht. Ebenso gelten diese AGB für 
Verträge über die Erbringung von Leistungen im Bereich Betrieb, Wartung, Service, Inspektion, 
Instandhaltung, Optimierung oder Management der vorgenannten Produkte und Anlagen.   

(3) Diese AGB gelten auch für Verträge, die auf elektronischem Wege abgeschlossen werden. Der Kunde 
erhält die AGB in Textform (z. B. per E-Mail als PDF) oder wird vor Vertragsschluss ausdrücklich auf die 
Möglichkeit hingewiesen, die AGB in ihrer jeweils aktuellen Fassung über die Website des Auftragnehmers 
einzusehen und herunterzuladen. 

(4) Diese AGB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine 
Geschäftsbedingungen des Kunden werden nicht Vertragsbestandteil – selbst wenn der Auftragnehmer 
hiervon Kenntnis hat und ihrer Geltung im Einzelfall nicht gesondert widerspricht – es sei denn, ihrer 
Geltung wird ausdrücklich schriftlich zugestimmt. Schweigen gilt nicht als Zustimmung. Dies gilt auch 
dann, wenn der Auftragnehmer die Lieferung, Montage oder sonstige Leistungen in Kenntnis 
abweichender Geschäftsbedingungen des Kunden vorbehaltlos erbringt. 

(5) Im Einzelfall getroffene individuelle Vereinbarungen mit dem Kunden (einschließlich 
Nebenabsprachen, Ergänzungen und Änderungen) haben stets Vorrang vor diesen AGB. Für den Inhalt 
solcher Vereinbarungen ist ein schriftlicher Vertrag oder eine schriftliche Bestätigung des 
Auftragnehmers maßgeblich.  
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(6) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die nach Vertragsschluss vom Kunden gegenüber dem 
Auftragnehmer abzugeben sind (z. B. Fristsetzungen, Mängelanzeigen, Rücktritts- oder 
Minderungserklärungen), bedürfen zu ihrer Wirksamkeit mindestens der Textform (§ 126b BGB). Eine 
Übermittlung per E-Mail genügt. Soweit das Gesetz Schriftform verlangt, bleibt diese unberührt.  

(7) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben lediglich klarstellende Bedeutung. Auch ohne 
eine derartige Klarstellung gelten die gesetzlichen Regelungen, soweit sie in diesen AGB nicht unmittelbar 
abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

 

§ 2 Vertragsschluss 

(1) Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlich 
gekennzeichnet sind. 

(2) Ein Vertrag kommt ausschließlich durch unsere schriftliche Auftragsbestätigung zustande. Diese kann 
auch in Textform, insbesondere per E-Mail oder Fax, erfolgen. Der Auftragnehmer ist berechtigt, vom 
Kunden die Vorlage von Kapitalnachweisen bzw. Finanzierungsbestätigungen von Banken zur 
Sicherstellung der Kaufpreiszahlung zu verlangen. 

(3) Für den Umfang der vertraglich geschuldeten Leistung ist ausschließlich die schriftliche 
Auftragsbestätigung des Auftragnehmers maßgeblich. Mündliche Vereinbarungen, Zusagen oder 
Nebenabreden – auch nachträgliche Änderungen oder Ergänzungen dieser AGB – sind nur verbindlich, 
wenn sie schriftlich bestätigt wurden. 

(4) Ergeben sich bei der Vertragsdurchführung notwendige oder vom Kunden gewünschte Erweiterungen 
oder Änderungen des Leistungsumfangs, so werden diese nur Vertragsgegenstand, wenn darüber eine 
gesonderte schriftliche Vereinbarung geschlossen wird. Soweit für Leistungen individuelle Bedingungen 
gelten, die von diesen AGB abweichen, gehen diese individuellen Bedingungen im Zweifel vor. 

(5) In Prospekten, Katalogen, Rundschreiben, Anzeigen, Preislisten oder sonstigen Unterlagen enthaltene 
Angaben, Abbildungen, technische Daten, Maße, Gewichte und Leistungsbeschreibungen dienen lediglich 
der Beschreibung und Information. Sie sind nur dann verbindlich, wenn sie ausdrücklich als solche 
bezeichnet und schriftlich bestätigt wurden. Proben und Muster sind unverbindliche Anschauungsobjekte. 
Handelsübliche Abweichungen, Änderungen aufgrund rechtlicher Vorgaben oder technische 
Verbesserungen bleiben vorbehalten, soweit sie die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck 
nicht wesentlich beeinträchtigen. 
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(6) Änderungen der Konstruktion, Werkstoffauswahl, Spezifikation, Anlagenleistung oder Bauart behält 
sich der Auftragnehmer auch nach Absendung der Auftragsbestätigung vor, sofern diese weder der 
Auftragsbestätigung noch den Spezifikationen des Kunden widersprechen und keine unzumutbaren 
Qualitätseinbußen entstehen. 

(7) Allgemeine Mitteilungen sowie rechtserhebliche Erklärungen des Auftragnehmers können dem Kunden 
in Textform, auch per E-Mail, übermittelt werden, sofern nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist 
oder das Gesetz Schriftform zwingend vorsieht. 

 

§ 3 Lieferfristen und Verzug  

(1) Liefer- und Leistungstermine sind nur verbindlich, wenn sie ausdrücklich schriftlich vereinbart wurden. 
Ansonsten gelten genannte Fristen als unverbindliche Richtwerte.  

(2) Der Auftragnehmer haftet für Verzögerungen nur, soweit diese auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit 
beruhen. Im Falle leichter Fahrlässigkeit ist die Haftung auf den typischen, vorhersehbaren Schaden 
begrenzt.  

(3) Unvorhersehbare Ereignisse höherer Gewalt oder vergleichbare Umstände gemäß § 11 dieser AGB 
verlängern vereinbarte Fristen um die Dauer der Störung zuzüglich einer angemessenen 
Wiederanlaufzeit. 

 

§ 4 Preise und Zahlungsbedingungen 

(1) Alle Preisangaben verstehen sich zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer. Sofern 
nicht ausdrücklich anders vereinbart, gelten die Preise ab Sitz/Lager des Auftragnehmers und beinhalten 
keine Kosten für Verpackung, Transport, Montage oder Versicherung. Diese Positionen werden dem 
Kunden gesondert in Rechnung gestellt. 

(2) Die in der Auftragsbestätigung ausgewiesene Vergütung ist verbindlich, vorbehaltlich einer vertraglich 
vereinbarten Anpassung nach Maßgabe dieser AGB. Sofern in der Auftragsbestätigung oder durch 
gesonderte Vereinbarung kein abweichendes Zahlungsziel festgelegt ist, ist die Vergütung innerhalb von 
vierzehn (14) Kalendertagen nach Rechnungsdatum ohne Abzug fällig. Maßgeblich ist der Eingang der 
Zahlung auf dem Geschäftskonto des Auftragnehmers. 

(3) Bei längerfristigen Vertragsverhältnissen ist der Auftragnehmer berechtigt, die Vergütung jährlich 
zum 1. Januar auf Grundlage des vom Statistischen Bundesamtes veröffentlichten Verbraucherpreisindex 
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für Dienstleistungen anzupassen, mindestens jedoch um 2 % p. a., auch wenn die Indexentwicklung 
darunter liegt. 

(4) Darüber hinaus ist der Auftragnehmer berechtigt, die Preise nachträglich anzupassen, sofern und 
soweit nach Vertragsabschluss nachweisbare Kostensteigerungen eintreten, die außerhalb seines 
Einflussbereichs liegen (insbesondere bei Rohstoffen, Vorprodukten, Zulieferkomponenten, Energie oder 
aufgrund von Tarifabschlüssen). Entsprechende Nachweise sind dem Kunden auf Anforderung 
vorzulegen. 

(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, angemessene Vorschüsse und/oder Teilzahlungen zu verlangen, 
soweit dies nach Art und Umfang des Auftrags sachgerecht ist. Teilrechnungen können im Verhältnis zu 
bereits erbrachten Leistungen gestellt werden.  

(6) Der Kunde kommt spätestens nach Ablauf von vierzehn (14) Kalendertagen nach Fälligkeit und Zugang 
der Rechnung in Verzug, ohne dass es einer Mahnung bedarf. Im Verzugsfall ist der Auftragnehmer 
berechtigt, Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe (§§ 286, 288 BGB) sowie eine Mahnpauschale geltend zu 
machen. Die Geltendmachung eines weitergehenden Schadens bleibt vorbehalten. 

(7) Der Kunde kann nur mit unbestrittenen, rechtskräftig festgestellten oder vom Auftragnehmer 
ausdrücklich anerkannten Forderungen aufrechnen. Ein Zurückbehaltungsrecht steht dem Kunden nur zu, 
wenn es auf demselben Vertragsverhältnis beruht. 

(8) Der Kunde ist nicht berechtigt, Ansprüche aus der Geschäftsbeziehung ohne vorherige schriftliche 
Zustimmung des Auftragnehmers an Dritte abzutreten. § 354a HGB bleibt unberührt. 

 

§ 5 Eigentumsvorbehalt 

(1) Gelieferte Produkte sowie Ersatzteile bleiben bis zur vollständigen Begleichung sämtlicher 
Forderungen aus der Geschäftsverbindung – einschließlich aller Nebenforderungen – im Eigentum des 
Auftragnehmers. Dies gilt auch dann, wenn Zahlungen für bestimmte, vom Kunden bezeichnete 
Lieferungen geleistet wurden. 

(2) Während des Eigentumsvorbehalts ist der Kunde verpflichtet, die Vorbehaltsware pfleglich zu 
behandeln und alle Zugriffe Dritter (z. B. Pfändungen) sowie jede Beschädigung oder Vernichtung 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Der Kunde hat Dritte und Vollstreckungsorgane bereits im Voraus auf 
das Eigentum des  

(3) Dem Kunden ist es untersagt, die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Produkte – einschließlich 
Ersatzteilen – ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Auftragnehmers an Dritte zu veräußern, zur 
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Sicherheit zu übereignen, zu verpfänden, zu verarbeiten oder mit anderen Sachen zu verbinden. Jede 
Verfügung, die die Rechte des Auftragnehmers beeinträchtigen könnte, ist unzulässig. 

(4) Verstößt der Kunde schuldhaft gegen seine Vertragspflichten – insbesondere bei Zahlungsverzug oder 
Verletzung von Pflichten nach Abs. 2 und 3 – ist der Auftragnehmer berechtigt, nach Setzung einer 
angemessenen Nachfrist vom Vertrag zurückzutreten und die Herausgabe der Vorbehaltsware 
einschließlich Ersatzteilen zu verlangen. Der Kunde gestattet dem Auftragnehmer bereits jetzt 
unwiderruflich, die Vorbehaltsware an sich zu nehmen und zu diesem Zweck den Standort zu betreten. In 
der Zurücknahme liegt ein Rücktritt vom Vertrag, unbeschadet der Geltendmachung von 
Schadensersatzansprüchen. Der Auftragnehmer ist nach Rücknahme zur Verwertung berechtigt; der 
Erlös ist auf die Verbindlichkeiten des Kunden abzüglich angemessener Kosten anzurechnen. Einer 
Nachfristsetzung bedarf es nicht, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen der Entbehrlichkeit (§ 323 Abs. 
2, § 326 Abs. 5 BGB) vorliegen.  

(5) Erlangt der Kunde durch Montage der Vorbehaltsware auf einem Gebäude oder Grundstück einen 
schuldrechtlichen Anspruch auf eine Sicherungshypothek, so tritt er diesen Anspruch in Höhe des 
Rechnungsendbetrags (einschließlich Umsatzsteuer) an den Auftragnehmer ab. 

(6) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, ihm zustehende Sicherheiten auf Verlangen des Kunden insoweit 
freizugeben, als deren realisierbarer Wert die zu sichernden Forderungen um mehr als 10 % übersteigt. 
Die Auswahl der freizugebenden Sicherheiten obliegt dem Auftragnehmer. 

(7) Ersatzteile sind nicht Bestandteil der Standardvergütung und werden gesondert in Rechnung gestellt. 
Auch diese bleiben bis zur vollständigen Bezahlung Eigentum des Auftragnehmers. Der Auftragnehmer 
haftet nicht für Verzögerungen in der Ersatzteilbeschaffung, sofern diese auf Lieferverzögerungen 
externer Hersteller oder Zulieferer zurückzuführen sind. 

 

§ 6 Rücktritts- und Kündigungsrechte des Auftragnehmers 

(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt, von seinen Liefer- und Leistungspflichten zurückzutreten oder das 
zugrunde liegende Rechtsverhältnis fristlos zu beenden, wenn er trotz ordnungsgemäßer kongruenter 
Deckung selbst nicht richtig, vollständig oder rechtzeitig von seinen Zulieferern beliefert wird und die 
Nichtbelieferung nicht von ihm zu vertreten ist. 

(2) Der Auftragnehmer ist ferner berechtigt, seine Leistungspflichten zu verweigern und die 
Geschäftsbeziehung mit sofortiger Wirkung zu beenden, wenn 

über das Vermögen des Kunden die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens beantragt oder eröffnet wird, 
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die Eröffnung mangels Masse abgelehnt wird oder 

der Kunde eine Vermögensauskunft nach § 802c Abs. 2 ZPO abgegeben hat. 

(3) Gesetzliche Rücktritts- und Kündigungsrechte bleiben unberührt. 

 

§ 7 Geistiges Eigentum, Nutzungsrechte und Software-/Datenrechte  

(1) An sämtlichen Kostenvoranschlägen, Zeichnungen, Entwürfen, Konstruktionen, Kalkulationen, 
Abbildungen, Werkzeugen sowie sonstigen Unterlagen („Unterlagen“) behält sich der Auftragnehmer 
uneingeschränkt Eigentums-, Urheber- und gewerbliche Schutzrechte vor. 

(2) Die Nutzung dieser Unterlagen ist ausschließlich im Rahmen des jeweiligen Vertragszwecks gestattet. 
Jede darüberhinausgehende Nutzung – insbesondere Vervielfältigung, Veröffentlichung, Bearbeitung, 
Umgestaltung, Weitergabe an Dritte oder sonstige gewerbliche Verwertung – ist unzulässig. 

(3) Werden Aufträge nicht erteilt, sind sämtliche überlassene Unterlagen auf Verlangen unverzüglich an 
den Auftragnehmer zurückzugeben. Ein dauerhaftes Nutzungsrecht wird dem Kunden hieran nicht 
eingeräumt. 

(4) Überlässt der Kunde dem Auftragnehmer eigene Unterlagen (insbesondere Zeichnungen, 
Berechnungen, Konstruktionen, statische Nachweise), haftet er für deren Richtigkeit und Vollständigkeit 
sowie dafür, dass durch deren Verwendung keine Schutzrechte Dritter verletzt werden. Der Kunde stellt 
den Auftragnehmer von sämtlichen Ansprüchen frei, die aus einer solchen Rechtsverletzung resultieren. 

(5) Soweit im Rahmen der Vertragsleistungen Software, digitale Plattformen oder Monitoring-Systeme 
bereitgestellt werden, erhält der Kunde ein einfaches, nicht übertragbares Nutzungsrecht hieran für die 
Dauer des jeweiligen Vertragszwecks. Eine Weitergabe, Veränderung oder Vervielfältigung ist unzulässig, 
sofern nicht ausdrücklich schriftlich etwas anderes vereinbart ist. 

(6) Betriebs- und Anlagendaten bleiben Eigentum des Kunden. Der Auftragnehmer ist jedoch berechtigt, 
diese Daten zur Vertragserfüllung sowie in anonymisierter Form für Analyse-, Optimierungs- und 
statistische Zwecke zu nutzen. 

(7) Der Auftragnehmer haftet nicht für Einschränkungen oder Störungen, die durch externe 
Kommunikationsnetze, Internetprovider oder Drittsoftware verursacht werden. 
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§ 8 Technische Normen  

Sämtliche Leistungen werden nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik sowie unter Beachtung 
der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften, DIN-, EN- und VDE-Normen in der jeweils gültigen Fassung 
erbracht, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist. 

 

§ 9 Verjährung 

(1) Die Verjährungsfristen für Ansprüche richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen, soweit in 
diesen AGB nichts Abweichendes geregelt ist. 

(2) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die Verjährungsfrist für vertragliche und 
außervertragliche Schadensersatzansprüche im Geschäftsverkehr zwischen Unternehmern (§ 14 BGB) 
zwölf (12) Monate ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Die Verkürzung der Verjährungsfrist gilt nicht: 

für Ansprüche wegen Vorsatzes oder grober Fahrlässigkeit, 

für Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit, 

für Ansprüche nach dem Produkthaftungsgesetz, 

für Ansprüche aus einer übernommenen Garantie oder bei arglistigem Verschweigen eines Mangels. 

 

§ 10 Haftung 

(1) Die Haftung des Auftragnehmers auf Schadensersatz – gleich aus welchem Rechtsgrund – richtet sich 
nach den gesetzlichen Bestimmungen, soweit in diesen AGB nichts Abweichendes geregelt ist. 

(2) Der Auftragnehmer haftet uneingeschränkt 

bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit, 

für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 

bei arglistigem Verschweigen eines Mangels oder bei Übernahme einer Garantie, 

sowie in Fällen zwingender Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz. 
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(3) Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet der Auftragnehmer nur, sofern eine Pflicht verletzt wird, deren 
Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Kunde regelmäßig vertraut und vertrauen darf (wesentliche Vertragspflicht). In diesen 
Fällen ist die Haftung auf den Ersatz des vertragstypischen, vorhersehbaren Schadens begrenzt. 

(4) Eine weitergehende Haftung des Auftragnehmers bei leicht fahrlässigen Pflichtverletzungen ist 
ausgeschlossen. 

 

§ 11 Höhere Gewalt 

(1) Fälle höherer Gewalt – insbesondere Naturkatastrophen, außergewöhnliche Witterungsbedingungen, 
Epidemien, Pandemien, Krieg, Terrorakte, behördliche Maßnahmen, Streiks, Aussperrungen, Energie- 
und Rohstoffengpässe sowie sonstige unvorhersehbare, auch mit äußerster Sorgfalt nicht vermeidbare 
Ereignisse – befreien die jeweils betroffene Vertragspartei für die Dauer und im Umfang ihrer 
Auswirkungen von den vertraglichen Leistungspflichten. Dies gilt auch dann, wenn das Ereignis zu einem 
Zeitpunkt eintritt, in dem sich die betroffene Partei bereits in Verzug befindet. 

(2) Die Parteien sind verpflichtet, sich unverzüglich über den Eintritt solcher Umstände zu informieren und 
ihre Pflichten nach Treu und Glauben an die veränderten Umstände anzupassen. 

(3) Dauert ein Fall höherer Gewalt oder ein vergleichbares Ereignis länger als drei (3) Monate an, ist jede 
Partei berechtigt, die Geschäftsbeziehung mit Wirkung für die Zukunft zu kündigen. 

 

§ 12 Subunternehmer 

(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Erfüllung seiner vertraglichen Verpflichtungen nach 
eigenem Ermessen Subunternehmern sowie verbundenen Unternehmen innerhalb der Tauber-Solar 
Gruppe zu bedienen. Einer Zustimmung des Kunden bedarf es hierfür nicht. 

(2) Der Auftragnehmer bleibt für die ordnungsgemäße Erbringung der vertraglich geschuldeten 
Leistungen verantwortlich. Eine Haftung für das Verhalten von Subunternehmern besteht jedoch nur 
insoweit, als diese als Erfüllungsgehilfen im Sinne von § 278 BGB tätig werden. 

(3) Keine Haftung des Auftragnehmers besteht für Leistungen, Produkte oder Komponenten, die von 
eigenständigen Dritten (z. B. Herstellern, Zulieferern, Netzbetreibern, Telekommunikationsanbietern) 
erbracht oder bereitgestellt werden, sofern deren Einbindung nicht ausdrücklich Vertragsgegenstand ist. 
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(4) Der Auftragnehmer verpflichtet von ihm eingesetzte Subunternehmer zur Einhaltung der gesetzlichen 
Bestimmungen sowie der in diesen AGB enthaltenen Geheimhaltungs-, Datenschutz- und 
Sicherheitsvorgaben. 

 

§ 13 Nachhaltigkeit, Arbeits- und Umweltschutz, Exportkontrolle und Compliance  

(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, bei der Durchführung seiner Leistungen sämtliche gesetzlichen 
Vorschriften des Arbeits-, Gesundheits-, Umwelt- und Immissionsschutzes einzuhalten. Dies umfasst 
insbesondere die Vorgaben zum Arbeitsschutz, zur Arbeitssicherheit, zum Umgang mit Gefahrstoffen, 
zur Abfallentsorgung sowie zur Vermeidung von Umweltbelastungen. 

(2) Darüber hinaus verpflichtet sich der Auftragnehmer, die Grundsätze des UN Global Compact, die 
wesentlichen Übereinkommen der International Labour Organization (ILO) sowie anerkannte Standards 
im Bereich Umwelt- und Klimaschutz zu beachten und in seine unternehmerische Praxis einzubeziehen. 

(3) Der Auftragnehmer wird im Rahmen des technisch und wirtschaftlich Zumutbaren auf den 
sparsamen Einsatz von Ressourcen und Energie sowie auf die Vermeidung und Reduktion von Emissionen 
hinwirken. 

(4) Die Vertragserfüllung steht unter dem Vorbehalt, dass keine nationalen oder internationalen 
Vorschriften des Außenwirtschaftsrechts, insbesondere Embargos oder sonstige Sanktionsregelungen, 
entgegenstehen. Der Kunde verpflichtet sich, alle einschlägigen gesetzlichen Vorschriften einzuhalten. 

(5) Bei der Auswahl und Beauftragung von Subunternehmern wird der Auftragnehmer darauf hinwirken, 
dass diese ebenfalls die einschlägigen Vorschriften des Arbeits-, Umwelt- und Gesundheitsschutzes 
sowie die Grundsätze nachhaltigen Wirtschaftens beachten. 

(6) Eine darüberhinausgehende vertragliche Garantie oder verschuldensunabhängige Haftung für die 
Einhaltung bestimmter Nachhaltigkeitsstandards ist hiermit nicht verbunden. 

 

§ 14 Kundenzufriedenheitsbefragungen und Qualitätssicherung 

Der Auftragnehmer ist berechtigt, den Auftraggeber nach Durchführung oder Abschluss der 
vertraglichen Leistungen zum Zwecke der Qualitätssicherung, der Optimierung seiner Leistungen sowie 
der Messung der Kundenzufriedenheit zu kontaktieren und entsprechende Befragungen durchzuführen. 
Hierzu können die im Rahmen der Vertragsdurchführung erhobenen Kontaktdaten des Auftraggebers 
und seiner Ansprechpartner verwendet werden. Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt 
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ausschließlich im Einklang mit den geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen und den 
Informationen in der Datenschutzerklärung des Auftragnehmers. 

 

§ 15 Datenschutz und Vertraulichkeit 

(1) Datenschutz  

Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezogene Daten des Kunden ausschließlich nach den Vorgaben 
der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sowie den sonstigen einschlägigen datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen. Der Auftragnehmer ergreift geeignete technische und organisatorische Maßnahmen, um 
die Daten vor Verlust, unbefugtem Zugriff oder Missbrauch zu schützen. Soweit erforderlich, werden die 
Parteien eine gesonderte Vereinbarung zur Auftragsverarbeitung nach Art. 28 DSGVO abschließen. 
Soweit der Auftragnehmer personenbezogene Daten im Auftrag des Kunden verarbeitet, wird der Kunde 
mit dem Auftragnehmer rechtzeitig vor Beginn der Verarbeitung eine Vereinbarung zur 
Auftragsverarbeitung nach Art. 28 DSGVO abschließen. Unterbleibt der Abschluss einer solchen 
Vereinbarung, ist der Auftragnehmer berechtigt, die Leistung bis zum Abschluss zurückzuhalten 

(2) Betriebs- und Anlagendaten  

Betriebs-, Leistungs- und Anlagendaten dürfen ausschließlich zum Zweck der Vertragserfüllung erhoben, 
gespeichert und verarbeitet werden. Eine weitergehende Nutzung – insbesondere in anonymisierter oder 
aggregierter Form – ist nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Kunden zulässig. 

(3) Vertraulichkeit  

Die Parteien verpflichten sich, sämtliche Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse sowie als vertraulich 
bezeichnete Informationen der jeweils anderen Partei geheim zu halten und nur zur Durchführung des 
Vertrags zu verwenden. Diese Verpflichtung gilt während der Vertragslaufzeit und für fünf (5) Jahre nach 
Vertragsende fort. 

(4) Ausnahmen  

Die Vertraulichkeitspflicht gilt nicht für Informationen, a) die bei Offenlegung bereits allgemein bekannt 
oder der empfangenden Partei rechtmäßig bekannt waren, b) die ohne Pflichtverletzung allgemein 
bekannt werden, oder c) die aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften oder 
behördlicher/gerichtlicher Anordnungen offengelegt werden müssen. 

(5) Subunternehmer  
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Der Auftragnehmer wird sicherstellen, dass von ihm eingesetzte Subunternehmer zur Einhaltung der 
geltenden datenschutzrechtlichen Vorschriften und zur Wahrung der Vertraulichkeit verpflichtet werden. 

 

§ 16 Anwendbares Recht, Gerichtsstand 

(1) Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Auftragnehmer und dem Kunden gilt ausschließlich das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des internationalen Privatrechts und des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG). 

(2) Erfüllungsort für sämtliche Leistungen ist – soweit gesetzlich zulässig – der Sitz des jeweils 
beauftragten Unternehmens der Tauber-Solar Gruppe. Der Auftragnehmer ist jedoch berechtigt, nach 
seiner Wahl den Sitz oder eine Niederlassung des Kunden als Erfüllungsort zu bestimmen. 

(3) Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus den Geschäftsbeziehungen zwischen dem 
Auftragnehmer und dem Kunden ist – soweit gesetzlich zulässig – der Geschäftssitz des jeweils 
beauftragten Unternehmens der Tauber-Solar Gruppe in Tauberbischofsheim (Amtsgericht 
Tauberbischofsheim, Landgericht Mosbach). Der Auftragnehmer ist jedoch berechtigt, Klage auch am 
allgemeinen Gerichtsstand des Kunden zu erheben. 

 

§ 17 Besondere Bedingungen 

(1) Die Besonderen Bedingungen gelten zusätzlich zu den Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Tauber-
Solar Gruppe. 

(2) Soweit diese Besonderen Bedingungen von den Regelungen des Allgemeinen Teils abweichen, haben 
die Besonderen Bedingungen Vorrang. 

(3) Sofern und soweit die Besonderen Bedingungen keine abweichenden oder ergänzenden 
Bestimmungen enthalten oder auf den konkreten Vertragstyp nicht anwendbar sind, bleibt der 
Allgemeine Teil der AGB unberührt und gilt weiterhin.  

 

§ 18. Schlussbestimmungen 

(1) Änderungen und Ergänzungen dieser AGB und der Besonderen Bedingungen sowie Nebenabreden 
bedürfen der Schrift- oder Textform. Dies gilt auch für die Aufhebung dieses Formerfordernisses. 
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(2) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen im Zusammenhang mit diesen AGB und den Besonderen 
Bedingungen können in Textform, insbesondere per E-Mail, erfolgen, soweit nicht gesetzlich Schriftform 
vorgeschrieben ist. 

(3) Diese AGB und die Besonderen Bedingungen sind in deutscher Sprache abgefasst. Übersetzungen in 
andere Sprachen dienen ausschließlich der Verständlichkeit. Im Falle von Abweichungen oder 
Auslegungsfragen ist ausschließlich der deutsche Wortlaut maßgeblich. 

(4) Im Falle von Widersprüchen zwischen einzelnen Vertragsunterlagen gilt folgende Rangfolge: 

individuelle vertragliche Vereinbarungen, 

Auftragsbestätigung des Auftragnehmers, 

Besondere Bedingungen (Werkvertrag. Liefervertrag oder Dienstleistungen), 

diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 

(5) Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB und/oder der Besonderen Bedingungen ganz oder teilweise 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 
hiervon unberührt. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung gilt diejenige wirksame 
Regelung als vereinbart, die dem wirtschaftlichen Zweck am nächsten kommt. Entsprechendes gilt im Fall 
einer Regelungslücke. 


